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„Nachdrücklich begrüßen wir den überraschenden Vorschlag des LINKEn-Parteivorsitzenden 
Bernd Riexinger, im Bundestag einen Untersuchungsausschuss zu Stuttgart 21 einzurichten“, 
so Aktionsbündnissprecher Dr. Eisenhart von Loeper.  Ein solcher Schritt sei überfällig, 
nachdem in vergleichbaren Fällen wie der Elbphilharmonie, dem Nürburgring oder dem 
Berliner Großflughafen BER längst die Staatsanwälte ermitteln, es sogar schon zu 
Verurteilungen kam (Nürburgring) und Untersuchungsausschüsse versuchen, Licht in das 
Dunkel von Planungschaos und Kostenexplosionen zu bringen. Über diese fast schon 
notorischen Umstände bei der Durchsetzung von Großprojekten hinaus käme im Fall von 
Stuttgart 21 noch hinzu, dass bisher ohne erkennbare Reaktion von Politik, Aufsichtsbehörden 
und Justiz an einem Vorhaben festgehalten werde, das sich nachweislich als unwirtschaftlich 
und Rückbau von Bahninfrastruktur erwiesen habe.  
   
Untersuchungsgegenstand müsste insbesondere die Einflussnahme der Bundesregierung auf 
den Bahn-Aufsichtsrat über den ehemaligen Kanzleramtschef und designierten Bahnvorstand 
Roland Pofalla sein, der im März 2013 eine Entscheidung zum Weiterbau von S21 in voller 
Kenntnis der Unwirtschaftlichkeit des Projekts erwirkt hatte. Ferner müsse aufgeklärt werden, 
welchen Einfluss die Bundesregierung oder andere auf das Eisenbahnbundesamt ausgeübt 
haben, den Weiterbau zu dulden und mit ständigen Ausnahmeregelungen Hürden aus dem 
Weg zu räumen, obwohl selbst nach bahneigenen Berechnungen ein nicht zulässiger 
Kapazitätsrückbau geplant sei. In diesem Sinne hatte auch Sabine Leidig, verkehrspolitische 
Sprecherin der LINKEn Bundestagsfraktion einen möglichen Auftrag des geforderten 
Untersuchungsausschusses skizziert.  
   
Wenig überraschend sei das Bemühen von CDU-Landeschef Thomas Strobl, die 
Aufklärungsarbeit, die ein Untersuchungsausschusses erwarten lasse, zu verhindern, indem er 
die Grünen dränge, dem Vorhaben die erforderliche Zustimmung zu verweigern. „Wir setzen 
sehr darauf, dass die grüne Bundestagsfraktion dieses Spiel nicht mitspielt“, so von Loeper. 
Die Hintergründe des Skandalprojekts Stuttgart 21 aufzuklären, sei „die vornehmste Art des 
kritischen Begleitens“.  
   
Angesichts der verfestigten Machtstrukturen, die Stuttgart 21 auszeichneten, bedürfe es 
gerade des strafprozessualen Instrumentariums, das Art. 44 des Grundgesetzes für 
Untersuchungsausschüsse vorsehe. Ein von Matthias Gastel, dem verkehrspolitischen 
Sprecher der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vorgeschlagener Unterausschuss des 
Verkehrsausschusses ganz allgemein zu Großprojekten würde der nötige Biss fehlen.  

http://wordpress.k21.webseiten.cc/aktionsbuendnis-appelliert-an-bundestagsopposition-sich-auf-einen-untersuchungsausschuss-zu-s21-zu-verstaendigen/


   
Von Loeper fordert die S21-kritischen Parteien und Abgeordnete im Bundestag zur 
Kooperation in der Frage eines Untersuchungsausschusses auf. Die Bürgerbewegung gegen 
Stuttgart 21 hätte kein Verständnis, wenn die Opposition im Bundestag gerade in dieser Frage 
ihr demokratisches Kontrollrecht nicht wahrnehme. 

Kontakt: 
Dr. Eisenhart von Loeper: 07452 4995 
Werner Sauerborn: 0171 320 980 1 

Dieser Eintrag wurde veröffentlicht in Pressemitteilungen, Startseite von Nico Nissen. 
Permanenter Link des Eintrags. 
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